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(Nr. 14421.) Geſetz über die Gebietsbereinigungen in den öſtlichen preußiſchen Provinzen. Vom = 1 


21. März 1938 m 
Zur Bildung leiſtungsfähiger Provinzen im öſtlichen Raume hat das Staatsminiſterium das 3% [ 9 
folgende Geſetz beſchloſſen: 47 
§ 1. 

(1) Die Provinzen Oberſchleſien und Niederſchleſien werden wieder zu einer Provinz Schleſien 
vereinigt. Amtsſitz des Oberpräſidenten iſt Breslau. 

(2) Bis zur Bildung des Provinzialrats für die Provinz Schleſien nehmen die Provinzial⸗ 
räte der beiden bisherigen Provinzen gemeinſam die Aufgaben des Provinzialrats wahr. 


§ 2. 
(1) Die Provinz Grenzmark Poſen⸗Weſtpreußen wird mit der Provinz Brandenburg ver⸗ 
einigt; jedoch werden 
der Landkreis Frauſtadt 
und vom Landkreis Bomſt die Gemeinden: 
Bruchdorf 
Fleißwieſe 
Friedendorf 
Kreutz 
Oſtlinde 
Oſtweide 
Pfalzdorf 
Ruden 
Schönforſt 
Schwenten 0 
in die Provinz Schleſien (Regierungsbezirk Liegnitz) eingegliedert. 

(2) Der Landkreis Bomſt wird aufgelöſt. Die nach Abſ. 1 in die Provinz Schleſien 
(Regierungsbezirk Liegnitz) eingegliederten Gemeinden treten mit der Gemeinde Lache des Land— 
kreiſes Frauſtadt zum Landkreis Grünberg, die reſtlichen Gemeinden zum Landkreis Züllichau- 
Schwiebus. 

5 8 8. 

(1) In Schneidemühl wird eine Zweigſtelle des Oberpräſidenten e des Provinzial⸗ 
verbandes Brandenburg) gebildet. 

(2) Die Anſtalten und Einrichtungen, die der bisherige Provinzialverband Grenzmark Bojen- 
Weſtpreußen und ſonſtige öffentlich-rechtliche Körperſchaften in den Gebietsteilen der bisherigen 
Provinz Grenzmark Poſen-Weſtpreußen unterhalten haben, ſollen erhalten bleiben. 

Geſetzſammlung 1988 (14 421 — 14 423). 0 6 
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§ 4. 
(1) In der Provinz P wird ein ae Grenzmark Poſen-Weſtpreußen 
gebildet. 
(2) Der Regierungsbezirk Grenzmark Poſen-Weſtpreußen beſteht aus 
dem Stadtkreiſe Schneidemühl und den Landkreiſen Deutſch-Krone, Flatow, Schlochau 
ſowie dem Netzekreiſe, 
den bisher zum Regierungsbezirk Frankfurt a. O. gehörenden Landkreiſen Arnswalde, 
Friedeberg und Soldin, 
den Landkreiſen Dramburg und Neuſtettin, die aus der Provinz Pommern aus- und in 
die Provinz Brandenburg eingegliedert werden. 
(3) Amtsſitz des Regierungspräſidenten des Regierungsbezirkes Grenzmark Poſen⸗Weſtpreußen 
iſt Schneidemühl. 
(4) Die Landkreiſe Meſeritz und Schwerin werden dem Regierungsbezirke Frankfurt a. O. 
zugeteilt. i 
S 5. 
Die Landkreiſe Greifenberg und Regenwalde (bisher Regierungsbezirk Stettin) werden dem 
Regierungsbezirke Köslin zugeteilt. 
§ 6. 


(1) Der Amtsſitz des Oberpräſidenten der Provinz Brandenburg wird nach Frankfurt a. O. 
verlegt. 

(2) Im übrigen treffen die zuſtändigen Miniſter im Einvernehmen mit dem Miniſter des 
Innern Beſtimmung, ob und wie weit in den durch dieſes Geſetz berührten Provinzen Behörden 
oder Teile von ſolchen aufgehoben, vereinigt, verlegt oder in ihrem örtlichen Zuſtändigkeitsbereiche 
verändert werden. Das gleiche gilt für die in dieſen Provinzen beſtehenden öffentlich-rechtlichen 
Anſtalten, Kaſſen, Sozietäten oder ſonſtigen Körperſchaften mit eigener Rechtsperſönlichkeit. 


§ 7. 

Die Provinzialverbände Brandenburg und Schleſien haben die Einnahmen, die ihnen an 
Überweiſungen, Dotationen und Umlagen aus der Eingliederung von Teilen der ehemals 
preußiſchen Provinzen Weſtpreußen und Poſen zufließen, ausſchließlich für Zwecke dieſer Gebiets⸗ 
teile zu verwenden. Sie ſollen darüber hinaus auch aus ihren ſonſtigen Mitteln dieſe Gebietsteile 
ſo bevorzugt betreuen, wie es deren beſondere Aufgaben erfordern. 


§ 8. 
Von den Stadt- und Landkreiſen der bisherigen Provinz Grenzmark Poſen⸗Weſtpreußen 
dürfen bis zum 1. April 1943 keine höheren Provinzialumlagen erhoben werden, als ſie der bis⸗ 
herige Provinzialverband Grenzmark Poſen⸗Weſtpreußen erhoben hat. 


§ 9. 
Der Miniſter des Innern und der Finanzminiſter regeln im Verordnungsweg die durch die 
Gebietsbereinigung bedingte Anderung des zwiſchengemeindlichen Finanzausgleichs. 


8 10. 
Die Auseinanderſetzung zwiſchen den beteiligten Gebietskörperſchaften regelt der Miniſter des 
Innern im Einvernehmen mit dem Finanzminiſter. Seine Anordnungen begründen Rechte und 


Pflichten der Beteiligten und bewirken den Übergang, die . und Aufhebung von 1 


lichen 0 


§ 11. 


Die zur Durchführung dieſes Geſetzes ergehenden Maßnahmen ſind frei von Abgaben 
und Laſten. 
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§ 12. 

Der Miniſter des Innern oder die von ihm beſtimmte Stelle erläßt die zur Durchführung 
und Ergänzung dieſes Geſetzes ſowie die zur Anderung oder Aufhebung von Kreis- und Provinzial⸗ 
recht erforderlichen Rechts- und Verwaltungsvorſchriften im Einvernehmen mit den beteiligten 
Miniſtern. ö 

§ 13. 

(1) Dieſes Geſetz tritt in feinem § 6 Abſ. 2, den 88 9 bis 12 ſofort, hinſichtlich des S 1 am 
1. April 1938, hinſichtlich der 88 2 bis 5, 7 und 8 am 1. Oktober 1938 in Kraft. 

2) Das Inkrafttreten des § 6 Abſ. 1 beſtimmt der Miniſter des Innern im Einvernehmen 
mit dem Miniſterpräſidenten. b 


Berlin, den 21. März 1938. 


(Siegel.) Das Preußiſche Staatsminiſterium. 
Der Miniſterpräſident. Der Finanzminiſter. Der Miniſter des Innern. 
Göring. Popitz. Frick. 


Im Namen des Reichs verkünde ich für den Führer und Reichskanzler das vorſtehende 
Geſetz, dem die Reichsregierung ihre Zuſtimmung erteilt hat. 


Berlin, den 21. März 1938. 


Der Preußiſche Miniſterpräſident. 


Göring. 


(Nr. 14422.) Verordnung, betr. die Ausübung der Straßenbaupolizei in Frankfurt a. M. Vom 
10. März 1938. 


Auf Grund des § 6 des Polizeiverwaltungsgeſetzes vom 1. Juni 1931 (Geſetzſamml. S. 77, 
136) ordne ich hiermit an, daß mit Wirkung vom 1. April 1938 ab die Straßenbaupolizei in 
Frankfurt a. M. von dem kommunalen Polizeiverwalter auszuüben iſt. 


Berlin, den 10. März 1938. 


Der Reichs- und Preußiſche Miniſter des Innern. 
Frick. ö 


(Nr. 14423.) Verordnung zur Durchführung des Geſetzes über die Vereinheitlichung des Geſundheits⸗ 
weſens vom 3. Juli 1934 (Reichsgeſetzbl. 1 S. 531). Vom 11. März 1938. 


Auf Grund des § 10 des Geſetzes über die Vereinheitlichung des Geſundheitsweſens vom 
3. Juli 1934 (Reichsgeſetzbl. 1 S. 531) wird für das Rechnungsjahr 1938 folgendes verordnet: 


81. 
Der Geſamtbeitrag, den die Stadt- und Landkreiſe, in denen ſtaatliche Geſundheitsämter 
errichtet ſind, nach $ 4 Abſ. 1 Satz 2 des Geſetzes über die Vereinheitlichung des Geſundheitsweſens 
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zu den Koſten der Unterhaltung und Einrichtung dieſer Geſundheitsämter zu leiſten haben, wird 
auf 5 800 000 // feſtgeſetzt. 
§ 2. f 

Der Betrag von 5800 000 AH wird auf die beteiligten Stadt- und Landkreiſe nach einem 
einheitlichen Hundertſatz ihrer Bemeſſungsgrundlagen zur Provinzialabgabe für das Rechnungs⸗ 
jahr 1938 verteilt. Die danach auf die einzelnen Stadt- und Landkreiſe entfallenden Teilbeträge 
können im Wege der Verrechnung mit den Reichs- und Landesſteuerüberweiſungen dieſer Stadt: 
und Landkreiſe eingezogen werden. 

Die näheren Beſtimmungen trifft der Miniſter des Innern. 


Berlin, den 11. März 1938. 


Der Preußiſche Der Reichs- und Preußiſche 
i 11 Ne N ) 
Finanzminiſter. Miniſter des Innern. 
5 0 p i . In Vertretung 


Pfundtner. 


Bekanntmachung. 
Nach Vorſchrift des Geſetzes vom 10. April 1872 (Geſetzſamml. S. 357) ſind bekanntgemacht: 
1. der Erlaß des Preußiſchen Staatsminiſteriums vom 15. Mai 1937 . 


über die Verleihung des Enteignungsrechts an den Provinzialverband der Rheinprovinz 
zum Umbau der Reichsſtraße 56 Aldenhoven — Sittard zwiſchen den Ortſchaften Süſterſeel 
und Wehr 


durch das Amtsblatt der Regierung in Aachen Nr. 23 S. 130, ausgegeben am 29. Mai 1937; 


2. der Erlaß des Preußiſchen Staatsminiſteriums vom 1. September 1937 
über die Verleihung des Enteignungsrechts an das Deutſche Reich (Wehrmachtfiskus) 
zur Erweiterung der Infanterie⸗Kaſerne in Mülheim (Ruhr) 
durch das Amtsblatt der Regierung in Düſſeldorf Nr. 37 S. 211, ausgegeben am 11. September 1937; 


3. der Erlaß des Preußiſchen Staatsminiſteriums vom 31. Dezember 1937 


über die Verleihung des Enteignungsrechts an das Deutſche Reich (Wehrmachtfiskus) für 
den Bau einer Artillerie-Kaſerne in Osnabrück 


durch das Amtsblatt der Regierung in Osnabrück Nr. 10 S. 32, ausgegeben am 12. März 1988; 


4. der Erlaß des Preußiſchen Staatsminiſteriums vom 23. Februar 1938 
über die Verleihung des Enteignungsrechts an das Deutſche Reich (Reichsfiskus — Heer —) 
für die Errichtung einer Militärſchwimmanſtalt am Schertingſee in der Gemeinde 
Georgenthal 


durch das Amtsblatt der Regierung in Königsberg (Pr.) Nr. 10 S. 33, ausgegeben am 5. März 1938; 


der Erlaß des Preußiſchen Staatsminiſteriums vom 4. März 1938 
über die Verleihung des Enteignungsrechts an die Hydro, Geſellſchaft mit beſchränkter 
Haftung in Berlin, für die Errichtung eines Kraftwerkes, die Herſtellung einer Kaianlage, 
die Verlegung von Ol⸗, Waſſer- und Elektrizitätsleitungen, die Anlage von Abflußgräben, 
ferner für die Errichtung eines Reichsbahnanſchluſſes, die Anlage einer Zufahrtſtraße 
zur Fabrik und von neuen Verkehrswegen in der Umgegend der Stadt Pblitz 
durch das Amtsblatt der Regierung in Stettin Sonderausgabe, ausgegeben am 14. März 1938; 


6. der Erlaß des Preußiſchen Staatsminiſteriums vom 5. März 1938 


über die Verleihung des Enteignungsrechts an das Deutſche Reich (Reichsfiskus — Heer —) 
für einen Kaſernenneubau in der Gemarkung Croſſen (Oder) 


durch das Amtsblatt der Regierung in Frankfurt(Oder) Nr. 10 S. 57, ausgegeben am 12. März 1938. 


S 
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